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Kurzfassung 

Das Amt für Umwelt (AfU) setzt sich ein für die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen Boden, Wasser und Luft sowie für den Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen 
vor schädlichen und lästigen Umwelteinflüssen, Schaden- und Störfällen. 

Die grundsätzlichen Zielsetzungen des Globalbudgets «Umwelt» für die Periode 2026 bis 2028 
bleiben weitgehend unverändert. Sie basieren auf den gesetzlichen Vorgaben des Bundes und 
der umweltpolitischen Zielsetzung des Regierungsrates. Der weitaus grösste Aufwand ergibt 
sich aus dem kantonalen Vollzug der bestehenden Bundesgesetzgebung. Daneben werden im 
AfU diverse umfangreiche und komplexe Projekte aus den Bereichen Hochwasserschutz, Wasser-
wirtschaftsplanung, Wasserversorgung, Siedlungsentwässerung, Altlastensanierung von Depo-
nien und Schiessanlagen etc. bearbeitet. 

Die Gesetzgebung des Bundes erfährt regelmässig Änderungen und erfordert laufend Anpas-
sungen des kantonalen Vollzugs. Es müssen deshalb regelmässig neue Grundlagen erhoben und 
andere Vorbereitungen getroffen werden. Diese Vorbereitungen werden mehrheitlich in Pro-
jektarbeiten mit externen Partnern und Fachspezialisten abgewickelt. Damit kann das nötige 
Spezialwissen eingekauft und soweit nötig intern aufgebaut werden, so dass der Vollzug an-
schliessend wiederum in die bestehenden Strukturen und Abläufe des Amtes für Umwelt mit 
den bestehenden finanziellen Ressourcen sichergestellt werden kann. Dieses Vorgehen hat sich 
bewährt und soll beibehalten werden. Die aktuelle Tendenz seitens Bund geht jedoch klar in die 
Richtung, dass den Kantonen vermehrt Vorgaben hinsichtlich des Vollzugs, insbesondere in den 
Bereichen Grundwasserschutz, Bodenkartierung, Naturgefahren, Deponieplanung, Kreislauf-
wirtschaft und Altlastensanierung, gemacht werden. Inwieweit diese Anforderungen künftig 
schwergewichtig mit externen Partnern erfüllt werden können, ist heute nicht absehbar. Das 
vorliegende Globalbudget sieht keine entsprechenden zusätzlichen Stellen vor. 

Im Bereich des Altlastenrechts kann diesem Schema nicht gefolgt werden. Mit der Revision des 
Umweltschutzgesetzes (USG; SR 814.01) wurden Abschlussfristen für Bundesbeiträge aus dem 
VASA-Altlasten-Fonds bei der Untersuchung und Sanierung von belasteten Standorten einge-
führt. Damit diese Fristen eingehalten werden können, müssen die noch notwendigen Untersu-
chungen von belasteten Standorten und die allenfalls daraus resultierenden Sanierungen durch 
die Abteilung Boden rascher umgesetzt werden, als dies bisher gewährleistet werden konnte. 
Dies ist nur mit zusätzlichem Personal zu erreichen. Das neue Globalbudget «Umwelt» sieht da-
her zwei zusätzliche Stellen im Altlastenbereich vor. Insgesamt beträgt somit der Stellenetat des 
AfU neu zwischen 57 und 59 Stellen gegenüber 55 bis 57 Stellen gemäss Globalbudget 2023 bis 
2025. 

Der beantragte Verpflichtungskredit bleibt dank weiteren Prozessoptimierungen und anderen 
Massnahmen im gleichen Rahmen wie für die vorangegangene Globalbudgetperiode 2023 bis 
2025. Die zwei zusätzlichen Stellen im Altlastenbereich können mit Beiträgen des Bundes aus 
dem VASA-Altlasten-Fonds grösstenteils finanziert werden und führen somit zu keiner Erhö-
hung des Globalbudgetsaldos «Umwelt». Unter Berücksichtigung der Lohnerhöhungen infolge 
Teuerungsausgleiche in der vorangegangenen Globalbudgetperiode, ist der beantragte Ver-
pflichtungskredit für die Jahre 2026 bis 2028 im Verhältnis tiefer als der Verpflichtungskredit für 
die Jahre 2023 bis 2025. 

Mit dem Globalbudget «Umwelt» wird der oben erwähnte allgemeine Vollzug gewährleistet. 
Zudem werden 23 Ziele festgelegt, die nebst den üblichen Vollzugstätigkeiten auch Projekten 
zugeordnet werden. 15 Ziele sind vom Globalbudget 2023 bis 2025 übernommen worden. Drei 
Ziele basieren auf bestehenden Zielen des vorangegangenen Globalbudgets, sind aber entspre-
chend dem Projektfortschritt weiterentwickelt worden. Vier Ziele wurden neu definiert und ein 
zusätzliches Ziel wurde festgelegt. 
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a) Globalbudget: «Umwelt» 

1. Produktegruppe 1: Koordination 
1.1. Halten der Durchlaufzeiten für Stellungnahmen und Bewilligungen, auch 

bei zunehmender Anzahl der Geschäfte 
1.2. Aktuelle, auf Zielgruppen zugeschnittene Umweltinformationen 
1.3. Kooperationsvereinbarungen mit Unternehmen bieten Möglichkeiten für 

ganzheitlichen Umweltvollzug 

2. Produktegruppe 2: Boden 
2.1. Eintrag von Löschübungsplätzen in den Kataster der belasteten Stand-

orte 
2.2. Regionenweise Sanierung von Schiessanlagen unter der Federführung 

des Kantons 
2.3. Prüfen und b0ewilligen von Erdwärmesonden (Wärmenutzung aus dem 

Untergrund) 
2.4. Bodenkartierung Bezirke Lebern und Solothurn Abschluss 2022-2026 und 

Bodenkartierung nördlicher Kantonsteil 2026-2028 

3. Produktegruppe 3: Wasser 
3.1. Lebensraum Dünnern 
3.2. Lokale Verbesserung des Hochwasserschutzes 
3.3. Verbesserung der ökologischen Situation Fliessgewässer 
3.4. Sicherstellung einer resilienten kommunalen Trinkwasserversorgung aller 

Kantonsteile 
3.5. Stärkung des Milizsystems im Gewässerschutzvollzug 
3.6. Erarbeitung von Wasserwirtschaftsplanungen (REP) zur Abstimmung der 

Schutz- und Nutzungsinteressen in trockenheitsgefährdeten Gebieten 
3.7. Zustand der Wasserqualität in den Oberflächengewässern und im Grund-

wasser soll gehalten werden oder sich verbessern 

4. Produktegruppe 4: Luft/Lärm 
4.1. Kontrolle fossiler Heizungen im Kanton Solothurn 
4.2. Vertrauensbildung bei der Bevölkerung mittels Stichprobenkontrollen 

zum Betrieb und Bau von Mobilfunkanlagen 
4.3. Informationen und Kampagnen zum Stopp der Zunahme von Lichtemissi-

onen 
4.4. Kontrolle Veranstaltungslokale und periodische oder einmalige Veran-

staltungen mit Schall über 93 dB 
4.5. Qualität und Verfügbarkeit der Messung der Luftqualität 

5. Produktegruppe 5: Stoffe 
5.1. Risikobasierter Vollzug des Chemikalienrechts und der Störfallverord-

nung 
5.2. Risikobasierter Vollzug der Gefahrgutbeauftragtenverordnung. 
5.3. Kontrolle Abfallanlagen (VVEA, VeVa) 
5.4. Umsetzung der Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung 

von Abfällen (VVEA) mit den Vollzugshilfen des BAFU 

b) Verpflichtungskredit 2026 bis 2028 31'049’000 Franken 
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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf über das Globalbudget «Umwelt» 
für die Jahre 2026 bis 2028. 

1. Einleitende Bemerkungen 

Das Amt für Umwelt (AfU) setzt sich ein für die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen Boden, Wasser und Luft sowie für den Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen 
vor schädlichen und lästigen Umwelteinflüssen sowie Schaden- und Störfällen. 

Für die Globalbudgetperiode 2026 bis 2028 bleiben die Zielsetzungen des Globalbudgets «Um-
welt» bezüglich der Massengeschäfte (Vollzugstätigkeiten wie Planungen, Bewilligungen, Kon-
trollen, Umweltbeobachtung sowie Stellungnahmen zu Baugesuchen, Nutzungsplanungen und 
Gestaltungsplänen) gegenüber den bisherigen weitgehend unverändert. Das Massengeschäft 
(Erteilen von Bewilligungen) und die Projekte basieren auf der Umweltschutz-, Gewässerschutz-, 
Wasserbau- und Chemikaliengesetzgebung des Bundes, auf der kantonalen Umwelt- und Was-
sergesetzgebung sowie den umweltpolitischen Legislaturzielen des Regierungsrates.  

Diese führen als politische Schwerpunkte u. a. auf, die Lebensgrundlagen nachhaltig zu schüt-
zen. Die natürlichen Ressourcen Boden, Wasser und Luft sind zu schonen bzw. nachhaltig zu 
nutzen. Nachteilige Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundlagen sowie auf die Bevölke-
rung und die zukünftigen Generationen sollen vermieden oder gesamthaft gering gehalten 
werden. Konkret erwähnt wird unter dem Kapitel «Klimawandel dämpfen und Auswirkungen 
begegnen» die Verminderung der Gefahrenpotentiale durch Hochwasser und Altlasten. Zudem 
ist auch der Schutz des Grundwasserdargebotes und Sicherstellung einer resilienten Trinkwasser-
versorgung aller Kantonsteile als Ziel erwähnt. 

Der weitaus grösste Aufwand ergibt sich aus dem Gesetzesvollzug. Zu erwähnen sind insbeson-
dere: 

– Planen (gesetzlich vorgeschriebene Planungsarbeiten wie Abbauplanung von Kies 
und Steinen, Planungen von Deponien, Planung für Hochwasserschutzbauten Was-
serwirtschaft etc.) 

– Bewilligen/Genehmigen (Erteilen von Bewilligungen für Abfallanlagen, Abwasser-
behandlungsanlagen, Einbauten ins Grundwasser, Abparzellierungen von belaste-
ten Standorten, Erdwärmesonden, Bauen in lärmbelastetem Gebiet, Schiffsanbinde-
plätze, Einbau ins Grundwasser etc.) 

– Kontrollieren (verhältnismässige und risikobasierte Kontrolle der erteilten Bewilli-
gungen, Marktkontrollen, Emissionskontrollen etc.) 

– Messen im Rahmen der Umweltbeobachtung (Luft-, Wasser- und Bodenmessungen) 

– Bauen und Sanieren (Gewässerunterhalt, Hochwasserschutz und Revitalisierung, Sa-
nierungsmassnahmen bei mit Abfällen belasteten Standorten, altlastenrechtliche 
Sanierung von Schiessanlagen) 

– Intervenieren im Bedarfsfall (Sicherstellen des rund um die Uhr bestehenden Scha-
dendienstes und von Chemiefachberatern, Beraten der Einsatzkräfte bei Hochwas-
ser und anderen umweltrelevanten Ereignissen) 
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– Informieren/Beraten der von der Gesetzgebung Betroffenen sowie der Öffentlich-
keit 

– Stellung nehmen zu Planungs- und Bauvorhaben (Richt- und Nutzungsplanungen, 
Baubewilligungsverfahren) sowie zu altlastenrechtlichen Untersuchungen und Sa-
nierungsprojekten 

– Verfassen des Prüfberichts bei Umweltverträglichkeitsprüfungen. 

Von den laufenden und geplanten Rechtsetzungen 2026 bis 2028 des Bundes im Umweltbereich 
dürfte das Amt für Umwelt u.a. betroffen sein von: 

– Periodische Revisionen des Umweltschutzgesetzes (USG; SR 814.01) in verschiedenen 
Bereichen, insbesondere Lärmschutz, Luftreinhaltung, Umgang mit Organismen, 
Vermeidung und Entsorgung von Abfällen, Beurteilen und Überwachen/Sanieren 
von belasteten Standorten, Belastungen des Bodens 

– Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung (ChemRRV; SR 814.81): periodische Ände-
rungen im Chemikalienrecht, insbesondere bestehender Anhänge und Anpassungen 
in der Pflanzenschutzmittelverordnung (PSMV; SR 916.161) 

– Lärmschutz-Verordnung (LSV; SR 814.41): Unterstützung der Gemeinden beim Voll-
zug der Lärmschutzverordnung 

– Abfallverordnung (VVEA; SR 814.600): Anpassungen in den Bereichen Abfallpla-
nung, Rückgewinnung von Phosphor aus Klärschlamm 

– Altlasten-Verordnung (AltlV; SR 814.680): Einführung von Fristen für die Untersu-
chung und allfällige Sanierung von belasteten Standorten, Sanierung von Kinder-
spielplätzen 

– Gewässerschutzgesetz (GSchG; SR 814.20) und Gewässerschutzverordnung (GSchV; 
SR 814.201): diverse Vorstösse des Bundes zur Stärkung des Grundwasserschutzes 
(Definition von Grundwasser-Zuströmbereichen, Erhöhung der Reinigungsleistung 
von Abwasserreinigungsanlagen, Vollzug im Zusammenhang mit Grundwasser-
schutzzonen etc.) 

– Wasserbaugesetzgebung im Zusammenhang mit Risikomanagement und Umgang 
mit Naturgefahren 

– Diverse Gesetzes- und Verordnungsanpassungen im Zusammenhang mit der Festle-
gung von Grenzwerten und Verboten mit PFAS-Verbindungen (insbesondere Ge-
wässerschutzrecht, Altlastenrecht, Chemikalienrecht, Abfallrecht, Bodenschutz). 

Auf kantonaler Ebene ist vorgesehen, dass mit der nächsten Anpassung des Gesetzes über Was-
ser, Boden und Abfall (GWBA; BGS 712.15) der Verwendungszweck angepasst wird. Es sollen 
Projekte wie das überregionale Solothurner Wassernetz (SWAN) über die Finanzierung Wasser-
wirtschaft und Altlasten (FWWA) finanziert werden können. 
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2. Bezug zu den Planungsgrundlagen des Regierungsrates 

 
Integrierter Aufgaben- und Finanzplan 2026 - 2029  Enthalten in 

Produktegruppen 
Nr. Massnahme 1 2 3 4 5 

 1182 Schwermetallsanierung Schiessanlagen X X X  X 
 5154 HWS und Revitalisierung Emme Biberist-Aaremündung X X X  X 
 5156 HWS und Revitalisierung Aare Olten-Aarau X X X  X 
 5483 HWS und Revitalisierung Dünnern X X X  X 

Die Hochwasserschutz- und Revitalisierungsprojekte werden detailliert in der Mehrjahrespla-
nung Wasserbau 2025 dargestellt. 

3. Leistungsauftrag und Saldovorgabe 

3.1 Leistungserbringer 
 
Name Produktegruppe 

 
Leistungserbringende Dienststelle/Abteilung 

1. Koordination Abteilung Koordination 
2. Boden Abteilung Boden 
3. Wasser Abteilungen Wasser und Wasserbau 
4. Luft/Lärm Abteilung Luft/Lärm 
5. Stoffe Abteilung Stoffe 

Die bisherigen fünf Produktegruppen «Koordination», «Boden», «Wasser», «Luft/Lärm» und 
«Stoffe» werden gegenüber der Globalbudgetperiode 2023 bis 2025 unverändert weitergeführt. 
Innerhalb der Produktegruppen wurden die Ziele zum Teil angepasst und durch neue Ziele er-
setzt. Produktgruppe 2 Boden: Neu: Ziel 21; angepasst: Ziel 24 (zusätzlicher Indikator). Produkt-
gruppe 3 Wasser: Neu: Ziel 31 (drei neue Indikatoren); Ziel 36 (3 neue Indikatoren); angepasst: 
Ziel 32 (zwei neue Indikatoren); Ziel 33 (4 neue Indikatoren); Ziel 34 (4 neue Indikatoren); Ziel 37 
(3 neue Indikatoren). Produktgruppe 4 Luft/Lärm: Neu: Ziel 41 (2 neue Indikatoren); Ziel 44 (2 
neue Indikatoren); Ziel 45 (1 neuer Indikator). Wenige organisatorische Veränderungen inner-
halb der Produktegruppen sind zur weiteren Optimierung der Prozesse vorgenommen worden. 
Dort, wo eigene personelle Ressourcen fehlen und es nicht angezeigt ist, kurzfristig solche auf-
zubauen, oder wo Dritte die Leistungen günstiger erbringen können, werden Aufträge an 
Dritte erteilt und unter den jeweiligen Produktegruppen verbucht. 
  

Legislaturplan 2021 - 2025 Enthalten in 
Produktegruppen 

  
Nr. Handlungsziel  1 2 3 4 5 

B.2.1.1  Energieeffizienz und erneuerbare Energien fördern X   X X 
B.2.1.2  Gefahrenpotentiale durch Hochwasser und Sturzprozesse (Stein-

schlag, Rutschungen) mindern 
X  X   

B.2.1.3  Vermehrten Einsatz von Bauholz unter dem Aspekt einer optimalen 
Senkenwirkung fördern 

X    X 

 B.2.2.3 Schutz des Grundwasserdargebotes und Sicherstellung einer resili-
enten Trinkwasserversorgung aller Kantonsteile 

X  X   

B.2.2.4  Sorgsamer Kiesabbau zur Ergänzung der konsequenten Nutzung 
wiederverwertbarer mineralischer Baustoffe 

X X   X 
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3.2 Produktegruppen 

3.2.1 Produktgruppe 1: Koordination 

– Halten der Durchlaufzeiten für Stellungnahmen und Bewilligungen, auch bei zu-
nehmender Anzahl der Geschäfte 

Stellungnahmen zu Baugesuchen, Nutzungsplanungen, Gestaltungsplänen etc. sowie das Ertei-
len von Bewilligungen im Umwelt- und Gewässerschutzrecht gehören zu den Massengeschäften 
im Amt. Jährlich fallen rund 100 Stellungnahmen zu Nutzungsplanungen und Plangenehmigun-
gen sowie 1’500 Stellungnahmen und Nebenbewilligungen zu Baugesuchen an. Darin enthalten 
sind im Schnitt jährlich 5 bis 10 umfangreiche Stellungnahmen zu Projekten mit Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP). Die Anzahl der Geschäfte nimmt weiter zu, häufig auch die Komplexität. 
Durch das Optimieren und Digitalisieren der Abläufe sollen mit dem heutigen Personalbestand 
diese Geschäfte innerhalb der bisherigen Durchlaufzeiten abgewickelt werden. 

– Aktuelle, auf Zielgruppen zugeschnittene Umweltinformationen 

Gemäss Art. 10e des Umweltschutzgesetzes informieren die Behörden die Öffentlichkeit über 
den Umweltschutz, den Stand der Umweltbelastung und über Massnahmen zur Verminderung 
der Umweltbelastung. Auf seiner Homepage veröffentlicht das AfU laufend aktuelle Daten, Gra-
fiken und Karten zur Umwelt im Kanton. Zudem wird themenspezifisch über verschiedene Ka-
näle über die laufenden Massnahmen zum Schutz der Umwelt informiert.  

– Kooperationsvereinbarungen mit Unternehmen bieten Möglichkeiten für ganzheit-
lichen Umweltvollzug 

Der Kanton Solothurn nutzt mit den Kooperationsvereinbarungen mit Unternehmen ein Voll-
zugsmodell auf der Basis der unternehmerischen Eigenverantwortung. Mit der Festlegung der 
Zuständigkeiten auf beiden Seiten und einer regelmässigen Fortschreibung der Ziele und deren 
Erfolgskontrolle kann ein effizienter und ganzheitlicher Umweltvollzug gewährt werden. Aktu-
ell sind mit zwölf Unternehmen Vereinbarungen getroffen und aktiv. Das Modell hat sich be-
währt und soll weiter ausgebaut werden. Weitere umweltrelevante Unternehmen mit einem 
Umweltmanagementsystem sollen motiviert werden, eine Kooperation mit dem Kanton abzu-
schliessen. 
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3.2.2 Produktgruppe 2: Boden 

– Eintrag von Löschübungsplätzen in den Kataster der belasteten Standorte 

Nach heutigem Wissensstand sind Löschübungsplätze aufgrund des Einsatzes von PFAS-haltigen 
Löschschäumen eine wichtige Quelle für PFAS-Belastungen in der Umwelt. Löschübungsplätze 
wurden bei der Erhebung des Katasters der belasteten Standorte (KbS) nicht berücksichtigt. In 
einem ersten Schritt sollen nun sämtliche Löschübungsplätze durch eine umfassende Recherche 
erfasst und die betroffenen Grundeigentümer/-innen, Feuerwehren und Gemeinden über den 
geplanten Eintrag im KbS informiert werden. Es ist mit Einsprachen zu rechnen, da vor allem das 
Thema der Kostentragung bei PFAS-Standorten noch umstritten ist. Bis zum Abschluss der Glo-
balbudgetperiode soll jedoch die Mehrheit der Löschübungsplätze rechtsgültig im KbS erfasst 
sein.  

– Regionenweise Sanierung von Schiessanlagen unter der Federführung des Kantons  

Im Kanton Solothurn gibt es 205 belastete Standorte bei noch betriebenen bzw. ehemaligen 
Schiessanlagen, deren Kugelfänge stark mit Schadstoffen, vor allem Blei, belastet sind. Diese 
sind mehrheitlich altlastenrechtlich sanierungsbedürftig. Der Kanton hat im Jahr 2018 ein Pro-
jekt zur Sanierung gestartet, bei welchem er, gestützt auf § 165 GWBA, die Sanierungen durch-
führt und die Kosten trägt. 

Im Jahr 2019 wurden in der Pilotregion Wasseramt 13 Schiessanlagen saniert. Gestützt auf diese 
Erfahrungen werden anschliessend die weiteren 18 bestimmten Regionen des Kantons bearbei-
tet. Die Bearbeitung einer Region dauert drei Jahre. Es sollen immer je drei Regionen parallel in 
Bearbeitung sein, damit jedes Jahr eine Region saniert werden kann: während eine Region im 
ersten Jahr untersucht wird, finden in einer anderen bereits die Planungsarbeiten des zweiten 
Jahres und in einer weiteren Region die Sanierungsarbeiten des dritten Jahres statt.  
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In den Jahren 2026 bis 2028 sollen gemäss detaillierter Planung die Lose 6, 7 und 8 in den Regio-
nen Olten, Dorneck und Bucheggberg saniert werden.  

– Prüfen und bewilligen von Erdwärmesonden (Wärmenutzung aus dem Untergrund) 

Die Nachfrage nach Erdsonden zur Gebäudeheizung und Warmwasseraufbereitung ist weiterhin 
hoch, bilden doch Erdwärmesonden eine gute Möglichkeit, fossile Heizungen zu ersetzen bzw. 
für neue Gebäude von Beginn an vorzusehen. Für diese Globalbudgetperiode ist damit zu rech-
nen, dass jährlich rund 250 Erdwärmesonden bewilligt werden. 

– Bodenkartierung Bezirke Lebern und Solothurn Abschluss 2022 - 2026 und Bo-
denkartierung nördlicher Kantonsteil 2026 - 2028 

Im Kanton Solothurn werden seit 1996 die land- und forstwirtschaftlich genutzten Böden etap-
penweise kartiert. Das Ziel ist es, einheitliche und qualitativ zuverlässige Informationen über die 
wichtigsten Eigenschaften und die räumliche Verteilung der Böden im Kanton zu erhalten. 
Diese Informationen dienen u. a. als Grundlage für eine nachhaltige Bodennutzung in der Land- 
und Forstwirtschaft, für standortgerechte Lösungen im Boden- und Gewässerschutz und für 
standortgerechte Massnahmen zur Anpassung an den Klimawandel.  

Bis Ende 2026 wird die Bodenkartierung der Bezirke Lebern und Solothurn 2022 bis 2026 abge-
schlossen und die erhobenen Daten veröffentlicht. Parallel dazu startet 2026 bereits die Bo-
denkartierung der nächsten Etappe. Dazu werden im nördlichen Kantonsteil die Böden wie bis-
her in Etappen kartiert. 
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3.2.3 Produktgruppe 3: Wasser 

– Lebensraum Dünnern 

Das Projekt «Lebensraum Dünnern - Oensingen bis Olten, Hochwasserschutz und Aufwertung» 
verringert die Hochwasserrisiken in der betroffenen Region gemäss den festgelegten Schutzzie-
len und verbessert den ökologischen Zustand des Gewässers deutlich. Die Projektleitung sorgt 
dafür, dass die definierten Termin-, Qualitäts- und Kostenvorgaben eingehalten werden. Das 
Projekt sieht eine umfassende Kapazitätserweiterung der Dünnern über den gesamten Strecken-
abschnitt vor. Die Investitionskosten belaufen sich auf 200 Mio. Franken (inkl. MWST.) und wer-
den durch Bund, Kanton, Gemeinden und Dritte (Eigentümer von Werkleitungen und Brücken) 
getragen. Der Restkostenteiler unter den betroffenen Gemeinden muss spätestens bis Baube-
ginn (voraussichtlich 2028) noch im Detail festgelegt werden. Gleichzeitig werden die Bedingun-
gen für potenzielle NFA-Mehrleistungen abgeklärt. Bis 2028 soll für die Etappe 1 (Oensingen) 
die Projektierung, Mitwirkung, öffentliche Auflage und Genehmigung durchgeführt und abge-
schlossen werden. 
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– Lokale Verbesserung des Hochwasserschutzes 

Hochwasserrisiken bestehen nicht nur entlang der grossen Flüsse, sondern auch entlang von Bä-
chen. Basierend auf den Gefahrenkarten der Gemeinden konnten und können diese Risiken 
identifiziert werden. Solche Risiken betreffen zwar wenige Menschen und Sachwerte, können 
aber auch zu massiven Schäden führen. Aufgrund der erarbeiteten Prioritätenliste werden nun 
in der Gemeinde Balsthal wichtige Massnahmen angegangen, insbesondere Neugestaltung und 
Aufwertung des Geschiebesammlers Mümliswilerbach (Auflage, Genehmigung, Ausführungs-
projektierung, Realisierungsbeginn bis 2028) sowie Hochwasserschutz Augstbach (Massnahmen- 
und Etappierungsplanung, Start der Projektierung bis 2028). 

– Verbesserung der ökologischen Situation Fliessgewässer 

Die verbesserte ökologische Situation der Fliessgewässer soll dadurch erreicht werden, dass ei-
nerseits die kraftwerksbedingten Fischwanderhindernisse eliminiert und anderseits - in Zusam-
menarbeit mit Gemeinden, Landwirtschaft und Umweltverbänden - die bestehende Revitalisie-
rungsplanung des Kantons umgesetzt werden. Die Sanierungsverfügungen an die Betreiber der 
grossen Wasserkraftwerke an Aare, Emme und Birs wurden erlassen und die Projekte sind in Pla-
nung, in Ausführung oder teilweise bereits abgeschlossen. In den nächsten Jahren sollen die 
restlichen Sanierungen der Klein- und Kleinstwasserkraftwerke, die teilweise nicht mehr in Be-
trieb sind, verfügt und deren Planung und Realisierung begleitet werden. Für die Umsetzung 
von Revitalisierungsprojekten schliesst das Bundesamt für Umwelt (BAFU) mit den Kantonen 
mehrjährige Programmvereinbarungen ab. Ziel ist es, die zwischen dem Bund und dem Kanton 
Solothurn vereinbarten Projekte im vereinbarten Zeitrahmen umzusetzen. 

– Sicherstellung einer resilienten kommunalen Trinkwasserversorgung aller Kantons-
teile 

Im Projekt «Solothurner Wassernetz (SWAN)» wurde ein Konzept entwickelt, um die kommu-
nale Trinkwasserversorgung angesichts der zunehmenden Trockenheit und der Belastung des 
Grund- und Trinkwassers mit Mikroverunreinigungen/Pflanzenschutzmitteln zu sichern. Um die 
Trinkwasserversorgung langfristig zu sichern, müssen die Schutzzonen und Zuströmbereiche be-
kannt und gesichert sein. Zudem müssen die Bezugsorte miteinander vernetzt und zusätzliche 
Trinkwasserfassungen mit unterschiedlichen Risikoprofilen erschlossen werden. 

Für die erfolgreiche Umsetzung ist das Zusammenwirken aller Akteure und das Fachwissen der 
Experten entscheidend. Dabei soll jedoch die bewährte Gemeindeautonomie gewahrt bleiben. 

– Stärkung des Milizsystems im Gewässerschutzvollzug  

Die Milizbehörden stehen vielerorts unter Druck. Um das Milizsystem zu unterstützen und den 
Nachwuchs zu fördern, sollen die Behördenmitglieder gezielt in den wichtigsten Aufgaben des 
baupolizeilichen Vollzuges des Gewässerschutzrechtes praxisnah geschult und ihnen die Mög-
lichkeit der Vernetzung untereinander gegeben werden. 

– Erarbeitung von Wasserwirtschaftsplanungen (REP) zur Abstimmung der Schutz- 
und Nutzungsinteressen in trockenheitsgefährdeten Gebieten 

Um den zunehmenden Trockenperioden zu begegnen, hat der Kantonsrat einen Verpflichtungs-
kredit für die Erarbeitung von Regionalen Entwässerungsplänen (REP) für sechs Gebiete mit er-
höhtem Trockenheitsrisiko genehmigt. Im Rahmen des Projekts WATER (KRB Nr. SGB 0253/2023 
vom 30. Januar 2024) werden die REP zusammengefasst und Massnahmen zum Schutz und Nut-
zen der Wasserressourcen, unter Einbezug der betroffenen Akteure, aufeinander abgestimmt 
und festgelegt. Neben der Umsetzung der bereits beschlossenen Massnahmen im Pilotprojekt an 
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der Oesch werden die Planungen für die Einzugsgebiete im Bucheggberg (Limpach, Mülibach, 
Biberenbach) und einer weiteren Region angegangen.  

– Zustand der Wasserqualität in den Oberflächengewässern und im Grundwasser soll 
gehalten werden oder sich verbessern 

Eine gleichbleibend gute oder gar besser werdende Wasserqualität ist keine Selbstverständlich-
keit. Es ist dazu unabdingbar, dass die dafür bestehenden Infrastrukturen von Privatpersonen 
und der Öffentlichkeit (Abwasserleitungen, Sonderbauwerke wie Pumpwerke, Regenbecken 
und Versickerungsanlagen, Abwasservorbehandlungsanlagen und Abwasserreinigungsanlagen) 
im Wert erhalten, bei Bedarf erneuert oder ausgebaut werden und ein fachlich guter Betrieb 
sichergestellt ist. Neue gewässerschutzrechtliche Anforderungen erfordern gegebenenfalls kos-
tenintensive Anpassungen bei der bestehenden Abwasserreinigung. Dies bedingt die vorgän-
gige Erstellung einer übergeordneten Strategie für die Entwässerungsplanung und die Abwas-
serreinigung über das gesamte Gebiet des Kantons Solothurn. Weiterhin muss durch Beratun-
gen der Anlageninhaber, Kontrollen der Wasserqualität in den Gewässern sowie Kontrollen der 
Landwirtschaftsbetriebe und der Abwasserreinigung die Wasserqualität sichergestellt werden. 
Diese muss auch den neuen Anforderungen bezüglich Mikroverunreinigung, Nährstoffen und 
Pflanzenschutzmittel entsprechen. Die Bevölkerung wird regelmässig über den Zustand der So-
lothurner Gewässer informiert. Diese Information soll in Zukunft moderner und möglichst zeit-
nah erfolgen. 
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3.2.4 Produktgruppe 4: Luft/Lärm 

– Kontrolle fossiler Heizungen im Kanton Solothurn 

Der Kanton Solothurn weist im Durchschnitt zu allen Schweizer Kantonen einen hohen CO2-Aus-
stoss im Gebäudebereich aus. Im Jahr 2024 wurden im Kanton 23'640 Heizungen mit Heizöl und 
14'370 mit Erdgas betrieben. Damit das Nettonull-Ziel 2050 erfüllt werden kann, müssten jähr-
lich rund 1000 Anlagen mit Heizöl und 500 Anlagen mit Erdgas durch erneuerbare Energiefor-
men ersetzt werden. Auf diese Abnahme hat das AfU jedoch keinen nennenswerten Einfluss. 
Die Aufgabe des AfU, Abteilung Luft/Lärm, dabei ist es jedoch, dass die verbleibenden fossilen 
Heizungen gemäss den Vorgaben des Bundes regelmässig kontrolliert und bei festgestellten 
Überschreitungen der Grenzwerte innert gesetzlicher Frist einreguliert oder saniert werden. 

– Vertrauensbildung bei der Bevölkerung mittels Stichprobenkontrollen zum Betrieb 
und Bau von Mobilfunkanlagen 

Mobilfunkanlagen führen bei Baugesuchen, bei Änderungen und im Betrieb immer wieder zu 
Unsicherheiten in der Bevölkerung. Mit Stichprobenkontrollen vor Ort (baulich) aber auch bei 
den Datenbanken der Mobilfunkbetreibern kann Vertrauen geschaffen werden, dass die gesetz-
lichen Anforderungen der Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV; 
SR 814.710) eingehalten werden. 
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– Information und Kampagnen zum Stopp der Zunahme von Lichtemissionen 

Die breite Einführung des elektrischen Lichtes gilt als einer der grossen Fortschritte des 20. Jahr-
hunderts. Doch übermässiges Licht kann einen negativen Einfluss auf die nächtliche Landschaft, 
die Artenvielfalt und den Menschen haben. In den letzten Jahren haben die Lichtemissionen 
stets zugenommen, auch im Kanton Solothurn. Die Gemeinden sollen mit einer Infokampagne 
gezielt über die Thematik informiert und den Baubehörden sollen bei der Bewilligung von Be-
leuchtungen Hilfsmittel zur Verfügung gestellt werden. Die Kampagne soll mit dem Aufzeigen 
von guten Beispielen begleitet werden. 

– Kontrolle Veranstaltungslokale und periodische oder einmalige Veranstaltungen 
mit Schall über 93 dB 

Gemäss dem Bundesgesetz über den Schutz vor Gefährdungen durch nichtionisierende Strah-
lung und Schall (NISSG; SR 814.71) und der dazugehörigen Verordnung (V-NISSG; SR 814.711) 
besteht eine Meldepflicht für Veranstalter bei jeglichen Anlässen mit elektroakustisch verstärk-
tem Schall über 93 dB(A). Diese werden über das Meldeportal online eingegeben. Vermehrt soll 
zukünftig in regelmässigem Kontakt mit diesen Veranstaltern auch vor Ort der Austausch statt-
finden, um einerseits Optimierungsmöglichkeiten aufzuzeigen und andererseits auch sicherzu-
stellen, dass die sich aus der V-NISSG ergebenden Massnahmen auch korrekt umgesetzt werden. 

– Qualität und Verfügbarkeit der Messung der Luftqualität 

Ein komplex aufgebautes Immissionsmessnetz misst im Kanton Solothurn fortlaufend die Luft-
qualität auf Basis von Luftschadstoffen und ermittelt die langfristige Entwicklung der Schad-
stoffe. 

Das Messnetz umfasst Messstationen, die strategisch in unterschiedlichen Regionen des Kantons 
platziert sind und dabei eine Abdeckung aller relevanten Gebiete gewährleisten soll. Messdaten 
werden entweder über automatische Stationen erfasst oder mit Hilfe von Passivsammlern analy-
tisch im Labor ausgewertet, plausibilisiert und anschliessend transparent veröffentlicht. Die 
Übertragung der Messwerte aus den automatischen Stationen erfolgt in Echtzeit an zentrale 
Datenbanken, was ebenfalls einer ständigen Kontrolle bedarf. Die Passivsammler werden je 
nach zu messendem Schadstoff in zeitlichen Intervallen ausgebracht/eingesammelt. 

Das Amt für Umwelt Solothurn muss für das gesamte Messnetz eine möglichst hohe Verfügbar-
keit (nahezu 100 %) gewährleisten, um durchgehende Messdaten zu liefern. Auch um eine hohe 
Datenqualität aus den Messwerten zu generieren, müssen Aufwendungen im Bereich Genauig-
keit, Vollständigkeit, Gültigkeit, Konsistenz und Eindeutigkeit getätigt werden. Alle eingesetz-
ten Geräte und Messverfahren werden nach anerkannten Standards zertifiziert, kalibriert und 
unterliegen den gesetzlichen Kontrollen. Eine hohe Datenqualität ermöglicht es dann, Trends 
und Entwicklungen abzuleiten, zu dokumentieren und der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stel-
len. Sie ermöglichen aber auch die Grundlage, um umweltpolitische Entscheidungen fällen zu 
können, Planungen oder auch Massnahmen zur Verbesserung der Luftqualität zu implementie-
ren. 

– Statistische Messgrössen zur Luftqualität 

Mit Messungen wird der Zustand der Luftqualität geprüft. Diese soll gehalten werden oder sich 
verbessern. Jedes Jahr und überall im Kanton werden die gesetzlichen Anforderungen vor allem 
für Ozon überschritten. Das Mass der Überschreitungen hängt stark vom Ort ab. Am häufigsten 
sind sie an ländlichen und erhöhten Standorten, weniger häufig in der Nähe von grossen Ver-
kehrsachsen. Beim Feinstaub und bei den Stickoxiden werden die gesetzlichen Anforderungen 
grösstenteils an allen Messstandorten eingehalten. 
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Der direkte Einfluss der kantonalen Umweltfachstelle auf die Qualität der Luft ist eher klein. 
Grund dafür sind stärker wirksame Faktoren wie beispielsweise das Wetter (Staulagen, Hitze-
tage etc.) oder grossräumige Schadstofftransporte. Gleichwohl kann durch die Kontrolle der 
Feuerungsanlagen und anderer luftrelevanter Anlagen ein wichtiger Beitrag zu einer besseren 
Luftqualität geleistet werden. 

 

3.2.5 Produktgruppe 5: Stoffe 

– Risikobasierter Vollzug des Chemikalienrechts und der Störfallverordnung 

Der risikobasierte Vollzug ist seit 1. Juni 2015 in Art. 8b der Störfallverordnung (StFV; SR 
814.012) verankert. Der risikobasierte Vollzug des Chemikalienrechts wurde im Kanton Solo-
thurn im Jahre 2017 eingeführt, um die vorhandenen Ressourcen optimal einzusetzen. Dieser 
Vollzug hat sich bewährt und soll weitergeführt werden. 

Der risikobasierte Vollzug wird von der Chemsuisse (Zusammenschluss von Vertretern der kanto-
nalen Fachstellen für Chemikalien der Schweiz) gestützt. Die Chemsuisse hat auch das Konzept 



18 

 

«Risikobasierte Planung der Kontrollen im Vollzug ChemG», im Auftrag der nationalen Leiter-
konferenz Chemikalienvollzug erarbeitet.  

– Risikobasierter Vollzug der Gefahrgutbeauftragtenverordnung  

Mit der Gefahrgutbeauftragtenverordnung (GGBV; SR 741.622) werden Firmen, welche Gefahr-
gut versenden, befördern oder entladen, in die Pflicht genommen. Aktuell fallen im Kanton So-
lothurn knapp 140 Betriebe unter die Bestimmungen der GGBV. Aufgrund der positiven Erfah-
rungen des risikobasierten Vollzugs des Chemikalienrechts und der Störfallverordnung wurde 
2022 für den GGBV-Vollzug ein analoges System erarbeitet. Der risikobasierte Vollzug der GGBV 
wurde im Jahr 2023 gestartet. 

– Kontrolle Abfallanlagen (VVEA, VeVA) 

Der Betrieb einer Abfallanlage erfordert eine Bewilligung nach § 155 Bst. 1 GWBA. Gemäss 
§ 156 Abs. 3 GWBA ist für deren Erteilung das Bau- und Justizdepartement zuständig (vertreten 
durch das Amt für Umwelt). 

Aktuell verfügen fast 100 Betriebe über eine abfallrechtliche Bewilligung. Gemäss Art. 28 der 
Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA; SR 814.600) sind die 
Behörden angehalten, regelmässig zu kontrollieren, ob eine Abfallanlage die Umweltvorschrif-
ten einhält. Pro Jahr sind mindestens 45 Abfallanlagen zu kontrollieren. 

– Umsetzung der Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 
(VVEA) mit den Vollzugshilfen BAFU 

Die Erstellung einer Abfallplanung ist in Art. 4 VVEA gesetzlich vorgeschrieben. Die Abfallpla-
nung muss alle fünf Jahre überarbeitet und anschliessend dem BAFU übermittelt werden. Die 
letzte Überarbeitung der Solothurner Abfallplanung fand 2022 statt. Die Überarbeitung 2022 
wurde mittels Fortschreibung im kleineren Rahmen getätigt. Seither haben sich in der Abfall-
wirtschaft wieder einige gesetzliche Änderungen und Herausforderungen ergeben (z. B. Sensibi-
lisierung zur Abfallvermeidung, Stärkung der Kreislaufwirtschaft, Deponieplanung, Umgang mit 
Schadstoffen [PFAS], Pflicht zur Phosphorrückgewinnung und bereitstellen von Lagerkapazität 
für Siedlungsabfälle bei Betriebsunterbruch der KVA). Die Koordination und Umsetzung dieser 
Massnahmen erfordert eine übergeordnete Strategie, welche eine gesamtheitliche Überarbei-
tung der Solothurner Abfallplanung nötig machen. 

Zusätzlich wird mit der Revision der VVEA zukünftig in Art. 51 ein Klärschlammentsorgungsplan 
gefordert. Der Klärschlammentsorgungsplan wird in die Abfallplanung 2027 integriert. 

Das Vollzugshilfemodul «Allgemeine Bestimmungen der VVEA» ist publiziert. In diesem Modul 
werden u. a. die Anforderungen an das Betriebsreglement (Art. 27 VVEA), den Stand der Tech-
nik in Sachen Wiederverwendung/Verwertung/Entsorgung (Art. 26 VVEA) etc. erörtert. Mit dem 
Indikator 542 wird die Einführung von VVEA-konformen Betriebsreglementen im Kanton Solo-
thurn gewährleistet. Unter Umständen sind die abfallrechtlichen Bewilligungen anzupassen. 
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3.3 Saldovorgabe und Verpflichtungskredit 

3.3.1 Saldovorgabe 
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3.3.2 Verpflichtungskredit 

 

3.4 Personal 

 

Anstelle von Lehrstellen bietet das Amt laufend interessante Praktikumsplätze für Studierende 
und Studienabgänger an. Nach Möglichkeit werden temporäre Aushilfen durch die Vermittlung 
der Regionalen Arbeitsvermittlungszentren und der Invalidenstelle beschäftigt. Jährlich werden 
zwei bis drei Anstellungen von je sechs bis zwölf Monaten angestrebt. 

Mit der Revision des Umweltschutzgesetzes (USG; SR 814.01) wurden Abschlussfristen für Bun-
desbeiträge aus dem VASA-Altlasten-Fonds bei der Untersuchung und Sanierung von belasteten 
Standorten eingeführt. Damit diese Fristen eingehalten werden können, müssen die noch not-
wendigen Untersuchungen von belasteten Standorten und die allenfalls daraus resultierenden 
Sanierungen durch die Abteilung Boden rascher umgesetzt werden als dies bisher gewährleistet 
werden konnte. Dies ist nur mit zusätzlichem Personal zu erreichen. Das neue Globalbudget 
«Umwelt» sieht daher zwei zusätzliche Stellen im Altlastenbereich vor. Insgesamt beträgt somit 
der Stellenetat des AfU neu zwischen 57 und 59 Stellen gegenüber 55 bis 57 Stellen gemäss Glo-
balbudget 2023 bis 2025. 

Der beantragte Verpflichtungskredit bleibt dank weiteren Prozessoptimierungen und anderen 
Massnahmen im gleichen Rahmen wie für die vorangegangene Globalbudgetperiode 2023 bis 
2025. Die zwei zusätzlichen Stellen im Altlastenbereich können mit Beiträgen des Bundes aus 
dem VASA-Altlasten-Fonds grösstenteils finanziert werden und führen somit zu keiner Erhö-
hung des Globalbudgetsaldos «Umwelt». 

Unter Berücksichtigung der Lohnerhöhungen infolge Teuerungsausgleiche in der vorangegan-
genen Globalbudgetperiode, ist der beantragte Verpflichtungskredit im Verhältnis tiefer als der 
vorangegangene. 

3.5 Veränderungen von Leistungen und Finanzen 

3.5.1 Veränderungen im Leistungsauftrag 

Mittlerweile werden jährlich verschiedene Gesetze mit den dazugehörigen Verordnungen revi-
diert und neuen Erkenntnissen sowie Bedürfnissen angepasst. Dies führt zu stetigen Änderun-
gen im laufenden kantonalen Vollzug. Die grössten Veränderungen für die Globalbudgetperi-
ode 2026 bis 2028 dürften die unter Kapitel 1 aufgeführten vorgesehenen Gesetzesrevisionen 
des Bundes mit sich bringen. Es ist davon auszugehen, dass der Vollzug durch diese Revisionen 
nicht wesentlich verändert wird und Mehraufwände grösstenteils durch Vereinfachung und Op-
timierung bestehender Vollzugsaufgaben, vermehrte Zusammenarbeit mit Branchen und be-
nachbarten Kantonen oder durch das Wegfallen von Aufgaben kompensiert werden. Der Mehr-
aufwand, welcher sich aus den neuen Fristen im Altlastenrecht ergibt, muss mit zusätzlichem 
Personal abgefangen werden (siehe auch Bemerkungen unter 3.4). 
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3.5.2 Einfluss Massnahmenplan 2024 

Globalbudgetwirksame Einflüsse aus dem Massnahmenplan 2024 zeigen sich im AfU bei den 
Mehreinnahmen für die Erhöhung der Kontrollgebühren Feuerungskontrollabgaben. 

Die weiteren Massnahmen gemäss Massnahmenplan 2024 betreffen die Finanzierung Wasser-
wirtschaft und Altlasten und sind nicht globalbudgetwirksam. 

3.5.3 Laufende Globalbudgetperiode 

Der Leistungs- und Aufgabenumfang der einzelnen Produktegruppen ist im Vergleich zur Vor-
periode praktisch gleichgeblieben. 
 
Verpflichtungskredit GB-Periode 2023–2025 

 
in Mio. CHF 

Genehmigter Verpflichtungskredit gemäss KRB Nr. SGB 0148/2022 31.0 

+1,5 % Lohnerhöhung infolge Teuerungsausgleich per 1. Januar 2023  
gemäss RRB Nr. 2022/1659 vom 7. November 2022 

+0.4 

+2,0 % Lohnerhöhung infolge Teuerungsausgleich per 1. Januar 2024  
gemäss RRB Nr. 2023/2016 vom 5. Dezember 2023 

+0.3 

Bereinigter Verpflichtungskredit  31.7 
Voraussichtliches Ergebnis des Verpflichtungskredits (RE23 + RE24 + VA25)  30.5 
Zu begründende Differenz   -1.2 

   

Begründung Detail Total 
Total Personalaufwand   -0.6 
- Minderaufwand Mutationsgewinne (zwischenzeitlich nicht besetzte Stellen, 

tiefere LK/ES etc.) und weniger Weiterbildungskosten  
-0.6 

 
 

 

Total Sachaufwand   +0.0 
- Keine Mehraufwände   
    
Total Ertrag   -0.6 
- Mehrertrag Bewilligungsgebühren -0.1  
- Mehrertrag Rückerstattungen -0.3  
- Mehrertrag Verrechnungen Schadenfälle -0.2  
    
Total   -1.2 

3.5.4 Neue Globalbudgetperiode 
 
Vergleich der alten und neuen GB-Periode 

 
in Mio. CHF 

Voraussichtliches Ergebnis des Verpflichtungskredits 2023-2025 
(RE23 + RE24 + VA25) 

30.5 

Beantragter Verpflichtungskredit 2026-2028 
(Unter Berücksichtigung der Lohnerhöhungen infolge Teuerungsausgleiche in der vorangegan-
genen Globalbudgetperiode ist der beantragte Verpflichtungskredit für die Jahre 2026 bis 2028 
im Verhältnis tiefer als der Verpflichtungskredit für die Jahre 2023 bis 2025) 

31.0 

Zu begründende Differenz +0.5 
   

Begründung Detail Total 
Total Personalaufwand   +0.4 
- Erfahrungsstufenanstiege und personelle Verstärkung (rund 200 Stellenpro-

zent) Boden (Fachbereich Altlasten) 
+0.4  

Total Sachaufwand   +0.6 
- Mehraufwand Dienstleistungen und Honorare Projekte (Boden, Wasser) +0.6  
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Total Ertrag   -0.5 
- Mehrertrag Sparmassnahmen (Massnahmenplan 2024) Erhöhung Kontroll-

gebühren Feuerungskontrolle 
-0.1  

- Mehrertrag Bund VASA Einnahmen -0.3  
- Mehrertrag Diverse Gebühren und Erträge -0.1  
    
Total   +0.5 

4. Finanzgrössen ausserhalb Globalbudget und Investitionen 

 
 
 

Die Jahrestranchen der Beiträge an die Gemeinden und Zweckverbände für die Vorhaben des 
Wasserbaus und der Siedlungswasserwirtschaft (Wasserversorgung und Abwasserentsorgung) 
werden jährlich mit dem Voranschlag ergänzend zum Globalbudget dem Kantonsrat zur Geneh-
migung vorgelegt. 

Im Bereich der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung sollen auch in den Jahren 2026 
bis 2028 verschiedene Projekte der Gemeinden und Verbände aus der Finanzierung Wasserwirt-
schaft und Altlasten (FWWA) mitfinanziert werden. 

5. Rechtliches 

Der nachfolgende Beschluss untersteht als gebundene Ausgabe (Verpflichtungskredit) nicht dem 
fakultativen Referendum nach Art. 36 der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 
(KV; BGS 111.1) (Art. 37 Abs. 1 Bst. c KV). 

6. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem nachfolgenden Beschlussesentwurf zuzu-
stimmen. 

Im Namen des Regierungsrates 

Sandra Kolly 
Frau Landammann 

 

Yves Derendinger 
Staatsschreiber 
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7. Beschlussesentwurf 

Globalbudget «Umwelt» für die Jahre 2026 bis 2028 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf auf Art. 74 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 der Kantonsver-
fassung vom 8. Juni 1986 (KV)1), § 19 Abs. 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G)2), nach Kenntnisnahme von Botschaft und 
Entwurf des Regierungsrates vom 23. September 2025 (RRB Nr. 2025/1584), beschliesst: 

1. Für das Globalbudget «Umwelt» (Erfolgsrechnung) werden für die Jahre 2026 bis 2028 fol-
gende Produktegruppen und Produktegruppenziele festgelegt: 

1.1 Produktegruppe 1: Koordination 
1.1.1. Halten der Durchlaufzeiten für Stellungnahmen und Bewilligungen, auch bei 

zunehmender Anzahl der Geschäfte 
1.1.2. Aktuelle, auf Zielgruppen zugeschnittene Umweltinformationen 
1.1.3. Kooperationsvereinbarungen mit Unternehmen bieten Möglichkeiten für ganz-

heitlichen Umweltvollzug 

1.2 Produktegruppe 2: Boden 
1.2.1 Eintrag von Löschübungsplätzen in den Kataster der belasteten Standorte 
1.2.2. Regionenweise Sanierung von Schiessanlagen unter der Federführung des Kan-

tons 
1.2.3. Prüfen und bewilligen von Erdwärmesonden (Wärmenutzung ans dem Unter-

grund) 
1.2.4. Bodenkartierung Bezirke Lebern und Solothurn Abschluss 2022-2026 und Bo-

denkartierung nördlicher Kantonsteil 2026-2028 

1.3 Produktegruppe 3: Wasser 
1.3.1. Lebensraum Dünnern 
1.3.2. Lokale Verbesserung des Hochwasserschutzes 
1.3.3. Verbesserung der ökologischen Situation Fliessgewässer 
1.3.4. Sicherstellung einer resilienten kommunalen Trinkwasserversorgung aller Kan-

tonsteile 
1.3.5. Stärkung des Milizsystems im Gewässerschutzvollzug 
1.3.6. Erarbeitung von Wasserwirtschaftsplanungen (REP) zur Abstimmung der 

Schutz- und Nutzungsinteressen in trockenheitsgefährdeten Gebieten 
1.3.7. Zustand der Wasserqualität in den Oberflächengewässern und im Grundwasser 

soll gehalten werden oder sich verbessern 

1.4 Produktegruppe 4: Luft/Lärm 
1.4.1. Kontrolle fossiler Heizungen im Kanton Solothurn 
1.4.2. Vertrauensbildung bei der Bevölkerung mittels Stichprobenkontrollen zum Be-

trieb und Bau von Mobilfunkanlagen 
1.4.3. Informationen und Kampagnen zum Stopp der Zunahme von Lichtemissionen 
1.4.4. Kontrolle Veranstaltungslokale und periodische oder einmalige Veranstaltun-

gen mit Schall über 93 dB 
1.4.5. Qualität und Verfügbarkeit der Messung der Luftqualität 

  

 _______________  

1) BGS 111.1. 
2) BGS 115.1. 
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1.5 Produktegruppe 5: Stoffe 
1.5.1. Risikobasierter Vollzug des Chemikalienrechts und der Störfallverordnung 
1.5.2. Risikobasierter Vollzug der Gefahrgutbeauftragtenverordnung 
1.5.3. Kontrolle Abfallanlagen (VVEA, VeVA) 
1.5.4. Umsetzung der Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Ab-

fällen (VVEA) mit den Vollzugshilfen des BAFU 

2. Für das Globalbudget «Umwelt» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2026 bis 2028 ein Ver-
pflichtungskredit von 31'049’000 Franken beschlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Umwelt» wird bei einer vom Regierungsrat 
beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 
2004 (GAV)1) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

Im Namen des Kantonsrates 
 

Präsident Ratssekretär 

 
 

Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 
 

Verteiler KRB 

Bau- und Justizdepartement 
Bau- und Justizdepartement/Departementscontroller 
Amt für Umwelt, ZG/MC (2) 
Finanzdepartement 
Amt für Finanzen 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentscontroller 
Parlamentsdienste 

 _______________  

1) BGS 126.3. 


